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Der nene Erſte Bürgermeiſter von Halle Dr Rive
über die Rechte der Städte an ihren Schnlen
Wie in der heutigen Morgenausgabe der SaaleZtg

bereits ausführlicher mitgeteilt iſt wurde geſtern nach
mittag in der geheimen Sitzung der Stadtverordneten
Verſammlung Herr Stadtrat Dr Nive aus Breslau als
Erſter Bürgermeiſter der Stadt Halle mit 31 von
55 Stimmen auf 12 Jahre gewählt Jn der Diskuſſion
die dem Wahlakte voranging wurde auch von einem
Herrn Stadtverordneten der mit als Vertreter der Stadt
Halle an den Verhandlungen des vierten allgemeinen
preußiſchen Städtetages am 6 und 7 Dezember 1904 zu
Berlin teilgenommen hatte in lebhaften Worten hervor
gehoben daß Herr Dr Rive auf dieſem Städtetage als
Referent über das Thema Die Rechte der Städte
an ihren Schulen außerordentlich günſtigabgeſchnitten habe Der offizielle ſtenograpl iſche
Bericht über den Städtetag liegt uns vor Wir glauben
im Intereſſe unſerer Leſer zu handeln wenn wir Dr Rives

war eVortrag Der mitbeſtimmend bei der geſtrigen Wabl w zogene Schulauſſicht der Deputation nur eine Schmälerung ihrer
und der über des neuen Bürgermeiſters Anſchauungen und
Stellungnahme zu einer ſehr wichtigen kommunalen Frage
Aufſchluß gibt hier wörtlich wiedergeben

Referent Stadtrat Rive Breslau Meine Herren der
Wortlaut des Themas ſetzt voraus daß die Städte die
ſtädtiſchen Schulen als ihre Schulen anſehen Vom Stand
punkte der Selbſtverwaltung aus erſcheint dieſe Auffaſſung ſelbſt
verſtändlich Blickt man dagegen auf die Stellung welche der
Staat in neuerer Zeit ſowohl auf dem Wege der Geſetzgebung
wie der Verwaltung gegenüber dem ſtädtiſchen Schulweſen be
obachtet ſo drängt ſich die Frage auf Können die Städte über
hanpt noch von ihren Schulen im Rechtsſinne reden Die
Staatspraxis läßt das Recht der Schulaufſicht unbegrenzt er
ſcheinen die Aufſicht verwandelt ſich in eine Leitung und dem
Rechte der Selbſtverwaltung tritt mit Erfolg der Grundſatz
entgegen daß die Schulen Staatsanſtalten ſind Damit iſt die
ſtädtiſche Schule in eine Lage verſetzt welche ſie der Eigenſchaft
einer Gemeindeanſtalt entkleiden und der ſtädtiſchen Rechtsſphäre
entziehen ſoll Gegenüber der Macht des Staates muß ſie ſich
vielfach fügen ihre Lage iſt aber eine Zwangslage und findet in
den Geſetzen keine Begründung Das Allgemeine Landrecht
S 1 II 12 bezeichnet die Schulen nicht als Staatsanſtalten dieſes Recht durch die Kompetenz und Funktton des ſtaatlich be

ſondern als Veranſtaltungen des Staates und das iſt etwas ſtellten Kreisſchulinſpektors eliminiert
ganz anderes Jn Preußen hat der Staat die Schulen durch
Einführung des allgemeinen Schulzwanges Errichtung von Ver
bänden zur Aufbringung der Schullaſten und Organiſation des
Schulbetriebes geſchaffen Der Gründung des Schulweſens hat
er ſeinen Geiſt und Gedanken gegeben und die Durchführung
der Schulpflichten ſeiner Autorität unterſtellt die Errichtung der
Schulanſtalten aber und die Uebernahme der Schulleiſtungen
hat er zur Sache der Schulverbände gemacht Bei ſeinem
finanziellen Unvermögen war an ſtaatliche Leiſtungen nicht zu
denken Darum mußte er nach einem anderen ſuchen der die
Koſten des allgemeinen Schulzwanges auf ſich zu nehmen hatte
Gern hätte er ſie den Gemeinden auferlegt und dieſer Weg wäre
hinſichtlich der Städte auch gangbar geweſen auf dem Lande
aber ſtellten ſich dem Plane unüberwindliche wirtſchaftliche
Schwierigkeiten entgegen und ſo kam es zur Schöpfung der
Schulverbände welche ſpäter das Obertribunal Schulſozietäten
genannt hat Die auf ſeine Jnitiative von den Schulverbänden
ins Leben gerufenen unterhaltenen und betriebenen Schulen über
wies er der Direktion der Gerichtsobrigkeit d i der Magiſtrate
in den Städten und behjielt ſich ſelbſt lediglich die Aufſicht über
ſie vor Derartig organiſierten Schulen fehlten alle Eigenſchaften
von Staatsanſtalten ſie waren Verbands oder Sozietäts
anſtalten geboren aus der Not der Zeit und dem neuen Gedanken
einer ſozialen Zweckvereinigung die vielleicht unbewußt den Keim
der Selbſtverwaltung in ſich trug Dagegen waren ſie Ver
anſtaltungen des Staates weil ſie aus der ſchöpferiſchen Jdee
und den konſequenten Maßnahmen des Staates her vorgegangen
waren ebenſo wie unſere heutigen Kommunen und die Gebilde
der Selbſtverwaltung Veranſtaltungen des Staates nicht aber
Staatsanſtalten ſind Nach gemeinem deutſchen Rechte gehört
das Schulweſen zu den Aufgaben der Gemeinden An dieſer
Zuſtändigkeit hat das Allgemeine Landrecht wie das Ober
verwaltungsgericht anerkennt Band 3 S 125 Band 19 S 176
nichts ändern wollen Sind demnach die Gemeinden berechtigt
Schulen zu errichten Sozietäts und andere Schulen zu über
nehmen und die Schullaſten als Gemeindelaſten feſtzuſetzen ſo
iſt für ſolche Schulen die Rechtsſtellung von Staatsanſtalten
ausgeſchloſſen Wenn demgegenüber das Oberverwaltungsgericht
an anderer Stelle Band 21 S 39 hervorhebt das Preußiſche
Schulweſen ſei nicht auf dem Boden des Gemeinderechts er
wachſen ſo beſagt dies nur daß ſein Urſprung nicht in dem
Boden des damals noch unbekannten Rechtes der Gemeinde
Selbſtverwaltung wurzelt und daß die Staatsauſſicht über das
Gemeindeſchulweſen ſich nicht deckt mit der Staatsaufſicht über
die Selbſtverwaltung der Gemeinden Jmmerhin handelt es ſich
aber auch hiernach nur um die Aufſicht über eine Gemeinde und
nicht eine Staatsanſtalt Jn Konſequenz des deutſchrechtlichen
und vom Allgemeinen Landrecht nicht reprobierten Gedankens
von der Zugehörigkeit der Schule zur Gemeinde erkennt die
Städteordnung von 1808 die Zuſtändigkeit der neu geſchaffenen
ſelbſtverwaltenden Kommunen für Schulſachen qu und ſtellt
damit den Charakter ſtädtiſcher Schulen als ſtädtiſcher Anſtalten
geſetzlich feſt Jahrzehnte hindurch iſt das öffentliche Recht
dieſer Auffaſſung geweſen und noch im Jahre 1849 als längſt
der herabſetzende Begriff des Kirchenpatronats für das Ver
hältnis der Städte zu ihren Schulen erfunden worden war und
die Verwaltungspraxis die ſtädtiſche Schule wie eine Staats
anſtalt zu behandeln angefangen hatte ſcheute ſich das Kultus
miniſterium in einen Erläuterungen zur Verfaſſung vom
5 Dezember 1848 ausdrücklich die Volksſchule als ausſchließliches
Eigentum des Staates freilich auch der Gemeinde zu er
klären Die Verfaſſung von 1850 kommt für die Beurteilung
der Rechtsſtellung der ſtädtiſchen Schulen nicht in Betracht da
die betreffenden Artikel nicht ſuspendiert ſind und in ihnen nach
der Jndikatur des Obertribunals nicht einmal eine Direktive des
Geſetzgebers zu erblicken iſt Das Schulauſſichtsgeſetz von 1872
bietet gleichfalls keinen Anhalt es ſtatuiert die unbedingte
Schulaufſicht des Staates richtet ſeine Tendenz allein gegen
die Kirche und erhält überdies die bisherigen Rechte der
Gemeinden und ihrer Organe an der Schulaufſicht in Kraſt
Aus den Geſetzen rechtfertigt ſich demnach die Anſicht daß die

Die ſtädtiſchenſtädtiſchen Schulen Stagatsanſtalten ſind nicht

1 Vriblatt zu Nr 520 der SaaleZeitung
Das Recht der Aunſſicht über die ſtädtiſchen Schulen übt

nach der Jnſtruktion vom 26 Juni 1811 die ſtädtiſcheSchuldeputgtion aus Es kann hier dbinge e bleiben
ob die Jnſtruktion noch rechtsgültig iſt die Staatsregierung
und die herrſchende Meinung erachte ſie noch für rechts
gültig Auch darüber darf hier hinweggegangen werden

daß die Jnſtruktion in das Recht der Selbſtverwaltung durch

Schulen ſind Gemeindeanſtalten und unlecſtehen der Selbſt
verwaltung der Gemeinden unter Auſſicht des Staates
Allerdings iſt hier nicht zu verkennen daß dieſes Aufſichtsrecht
von der allgemeinen Kommunalaufſicht des Staates abweicht
und formell wie ſachlich eine beſondere die Rechte des Staates
erweiternde Regelung gefunden hat Soweit aber ſind dieſe
Rechte nicht ausgedehnt daß keine Norm des Selbſtverwaltungs
rechtes eine Grenze für ſie bildet daß die Aufſicht zur Ver

Uebertragung der ſtaatlichen Funktion der Schulaufſicht auf ein
ſtädtiſches Organ ohne Zuſtimmung der Stadt und durch den
Vorbehalt der ſtagtlichen Beſtätigung der Deputationsmitglieder
eingreift Die Tatſache des Eingriffs hat die Staatsregierung
in einem Miniſterialreſkript vom 27 November 1823 v Rönne
Unterrichtsweſen Band I S 332 und in den Motiven des
Unterrichtsgeſetzentwurfes von 1869 88 56ff anerkannt und auf
das Beſtätignnasrecht hat ſie ſtellenweiſe verzichtet z V für
Berlin im Jahre 1829 und bezüglich der vom Magiſtrat und der
Stadtverordneten Verſammlung gewählten Mitglieder für Breslau
m Jahre 1877 So lange die Städte mit der bisherigen

Bildung und Funktion der Schuldeputation einverſtanden ſind
bleibt die Jnſtruktion für Staat und Stadt die maßgebende
Norm Entgegen dieſer Norm und der Praxis erkennt aber die
Staatsregierung ſeit 1872 das Recht der Schuldeputation zur
Schulaufſicht de facto nicht mehr an Die Deputation verwaltet
regelmäßig nur die ihr unbeſtritten zuſtehenden änßeren Schul
angelegenheiten Hierzu aber würde eine lediglich nach 8 59 der
Städteordnung von 1853 ohne Mitwirkung der Regierung ge
bildete Verwaltungsdeputation ausreichen Die Städte erleiden
alſo durch die rechtlich zwar übertragene tatſächlich aber ent

Selbſtverwaltungsbefugniſſe in ausſchließlich ſtädtiſchen Auge
legenbeiten Die Regierung begründet ihre Stellungnahme durch
den Hinweis auf das Schulaufſichtsgeſetz von 1872 Wenngleich
dieſes Geſetz dem Staate die Schulaufſicht und die Ernennung
der Schulinſpektoren vorbehält ſo ſichert es doch gleichzeitig die
Gemeinde und ihre Organe in ihren bisherigen Aufſichtsbefug
niſſen Will man hierauf entgegnen daß die Schuldeputation
in ihrer Aufſichtsbefugnis kein ſtädtiſches ſondern ein Organ der
ſtaatlichen Schulaufſichtsbehörde ſei ſo kommt dies allerdings auf
die von dem Miniſter von Mühler im Jahre 1864 vertretene
und ſeitdem allgemein angenommene Rechtskonſtruktion hinaus
Dann aber wäre es notwendig geweſen mit Jnkrafttreten des
Schulaufſichtsgeſetzes die Jnſtruktion von 1811 aufzuheben und
die danach gebildeten und tätigen Schuldeputationen aufzulöſen
denn alsdann blieb für ſie neben den äußeren Schulſachen
keine Aufgabe im Sinne der Jnuſtruktion übrig und für die
äußere Verwaltung wäre eine rein ſtädtiſche Deputation
berufener geweſen Die Jnſtruktion und die nach ihr
gebildete Schuldeputation iſt aber in Kraft geblieben und
danach muß angenommen werden daß der Deputation noch
das Recht der Schuſaufſicht zuſteht Tatſächlich aber wird

t Der Kreisſchulinſpektorführt die Aufſicht über die Schulen und zugleich über die Schul
deputation Er iſt auch ohne Mitglied zu ſein zum Vortrag
und zur Stimmabgabe in der Deputation berechtigt als ſtändiger
Kommiſſar der Regierung kann er nicht überſtimmt werden er
kann ſeine Maßregeln ſogar ſelbſtändig treffen Min Verf vom
9 Juni 1888 und er vermittelt den geſamten Geſchäftsverkehr
der Deputation mit der höheren Aufſichtsbehörde Für die
Schuldeputationen bleibt neben dieſer das ganze Auſſichtsrecht
konſumierenden Aufgabe des Kreisſchulinſpektors keinerlei Mög
lichkeit zur Betätigung ihres Auſſichtsrechts Eine Ausnahme
beſteht allerdings dort wo die Kreisſchulinſpektion der Schul
deputation übertragen worden iſt wie in Frankfurt a M
Magdeburg und Wiesbaden obwohl nach einem Miniſteriglerlaß
vom 2 Jannar 1890 die Kreisſchulinſpektion nur einzelnen
Beamten und nicht Kollegialbehörden übertragen werden ſoll
Dieſe Ausnahme beſtätigt die Regel wonach die Schuldeptationen
als ſolche tatſächlich von der Schnlauſſicht ausgeſchloſſen ſind
Von den vielen eigenartigen Rechtsgebilden des Preußiſchen
Volksſchulrechts iſt aber die Vereinigung der Kreisſchulinſpektion
mit der Schuldeputation noch am erträglichſten weil er praktiſch
der Schuldeputation diejenige Rechtsſtellung gibt die ihr de iure
zukommt Wieder nur von der praktiſchen Seite betrachtet iſt
auch die Vereinigung der Kreisſchulinſpekzion mit dem Magiſtrat
wie in Erfurt Stade und Buxtehnde erwünſcht Ein weniger
glücklicher Ausweg aus den durch die Kreisſchulinſpektion in den
Städten hervorgerufenen Schwierigkeiten iſt die Ernennung von
Stadtſchulräten und Stadiſchulinſpektoren zu Kreisſchulinſpektoren
Die Vereinigung des ſtaatlichen Amtes mit dem ſtädtiſchen in
einer Perſon trägt ſchon an und für ſich den Keim zu Konflikten
in ſich Wenn ſolche Konflikte noch nicht in eklatanter Weiſe zu
tage getreten ſind ſo liegt das nicht an der Sache ſondern
meiſtens an der Perſon der betreffenden Beamten die eben durch
Takt und amtliches Geſchick auch dem Dualismus ihrer Stellung
gerecht zu werden wiſſen Jn der Sache muß es als unnatürlich
bezeichnet werden daß der Stadtſchulrat auf der einen Seite
als Magiſtratsdeputierter Mitglied der Schuldeputation iſt und
auf der andern Seite doch über der Deputation ſteht und daß
er ferner Mitglied des Magiſtrats iſt und unter Umſtänden geſ
nötigt ſein kann im Magiſtrat die Forderungen der Regierung
zu vertreten Noch auffälliger geſtaltet ſich das Verhältnis wenn
die Stadtſchulinſpektoren als Kreisſchulinſpektoren gewiſſermaßen
aus ihrem ſtädtiſchen Amte herausgehoben und dem Zuſammen
hang mit der ſtädtiſchen Verwaltung entfremdet werden Nur
zu leicht kann hier der Fall eintreten und er iſt bereits einge
treten daß die Dezernenten der Regierung unter Uebergehung der
ſtädtiſchen Jnſtanzen mit den Stadtſchulinſpektoren in direkten
Amtsverkehr treten daß die Stadtſchulinſpektoren ihre von der
Schuldeputation und vom Magiſtrat abgelehnten Anträge hierbei
zur Geltung bringen und daß der Magiſtrat die von ihm ab
gelehnten Anträge zu ſeiner Ueberraſchung als Forderungen der
Regierung wiederſieht Ein derartiges Verhältnis war ſicher
nicht beabſichtigt als die Stadt ihre Beamten dem Staate für
die Aufſicht zur Verfügung ſtellte die rechtlich der Schuldeputation
gebührte Bei der Uebertragung der Kreisſchulinſpektion auf
ſrädtiſche Beamte war für die Zuſtimmung der Städte der Ge
ſichtspunkt leitend daß der Staat in Anerkennung der vorzüg
lichen Leiſtungen der Städte auf dem Gebiete des Volksſchulweſens
die Städte ſelbſt mit der Schulaufſicht betraue und zwar hier
durch die ſtädtiſchen Beamten wie früher durch die ſtädtiſche
Schuldeputation und wie neuerdings ſtellenweiſe durch den
Magiſtrat Die Erfahrungen der Gegenwart haben jedoch
mannigfach gezeigt daß dieſe Auffaſſung bei der Staatsregierung
nicht oder nicht mehr beſteht und daß der Wert der Schulauſſicht
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ände ſein ſollen Jn Uebereinſtimmung hiermit ſchreibt es die
Anſtellung der Lehrer durch die Gerichtsobrigkeit alſo den
Magiſtrat vor Denſelben durch die Städteordnung von 1808 zur
Selbſtverwaltung berufenen Magiſtrat erklärt die Jnſtruktion
vom 26 Junt 1811 21 zur Wahl der Lehrer nach Anhö rung
der Schuldeputation berechtigt Bei dieſem Anſtellungs recht
des Magiſtrats iſt es bis jetzt geblieben Wird demnach der
ſtädtiſche Vollsſchullehrer vom Magiſtrat angeſtellt erfüllt er an
einer ſtädtiſchen Anſtalt ſeinen Amtsberuf ünd bezieht er aus
ſtädtiſchen Mitteln ſein Dienſteinkommen ſo vereinigen ſich alle
Vorausſetzungen um ſeine Eigenſchaft als Gemeindebeqmter feſt
zuſtellen Trotzdem iſt er nach der herrſchenden von der Jndikatur
unterſtützten Auffaſſung ausſchließlich Stagtsbeamter Jn der
Notwendigkeit der ſtaatlichen Anſtellungsbeſtätigung in der
mangelnden Mitwirkung der StadtverordnetenVerſammlung bei
der Anſtellung gemäß S 56 Nr 6 der Städteordnung und in
dem ausdrücklichen Ausſchluß der Elementarlehrer neben den
Gemeindebeamten von der Wählbarkeit als Stadtverordnete durch
s 17 der Städteordnung findet dieſe Auffaſſung ihre längſt
widerlegten Argumente Die durch 8 18 der Regierungs
Jnſtruktion vom 23 Oktober 1817 vorgeſchriebene Beſtätigung
hat keine andere Bedeutung als die Beſtätigung der Magiſtrats
mitglieder die unbeſtritten Gemeindebeamte ſind Daß die An
hörung der Stadtverordneten Verſammlung gemäß s 56 Nr 6
der Städteordnung unterbleibt iſt ein durch die Praxis ſank
tionierter Rechtsverſtoß der die Lehrer nicht von den Gemeinde
beamten ausſchließen kann Die Hervorhebung der Elementarlehrer
in s 17 der Städteordnung bezweckte nicht die Betonung eines
Gegenſatzes zu den Gemeindebeamten ſondern nur die Sicherung
ihres Ausſchluſſes von der Wählbarkeit zur Stadtverordneten
Verſammlung auch für den Fall daß ihre Rechtsſtellung in dem
damals erwarteten Unterrichtsgeſetze geändert werden ſollte
Wären die Lehrer Staatsbeamte ſo müßten ſie wie alle Staats
beamte derſelben Kategorie in ganz Preußen dieſelbe Beſoldungs
ordnung haben Selbſt wenn der Staat die hier beſtehenden
großen Verſchiedenheiten durch vorausſichtlich ſehr beträchtliche
Zuſchüſſe ausgliche ſo würde er auch dann nur Zuſchüſſe zu
Leiſtungen aus Gemeinde und Verbandsmitteln gewähren Wenn
aber ſtädtiſche Zuſchüſſe zur Beſoldung von Staatsbeamten
letztere nicht zu Gemeindebeamten machen ſo gilt das Gleiche
auch umgekehrt Ungeachtet deſſen werden die ſtädtiſchen Lehrer
nicht als Gemeindebeamte angeſehen danach müßten ſie un
mittelbare Staatsbeamte ſein Aber auch das nimmt die
herrſchende Meinung nicht an ſie nennt ſie mittelbare Staats
beamte Nach preußiſchem Staats und Verwaltungsrecht gibt
es aber keine mittelbaren Staatsbeamten die nicht unmittelbare
Beamte einer Kommune oder Korporation ſind Trotzdem bleibt
der ſtädtiſche Volksſchullehrer verurteilt einen rechtlich unmöglichen
Staatsbeamten darzuſtellen Auf dieſer Grundlage iſt ſein Rechts
verhältnis zur Stadt und zum Stagte aufgebaut um zu dem
Ziele zu führen daß die Stadt ſämtliche Laſten dieſes Verhältniſſes
trägt in allen ſachlichen und perſönlichen Beziehungen des Amtes
aber ausgeſchaltet iſt Die Ausſtattung des Amtes ſchreibt
das Geſetz in Gewährung von Gehalt Alterszulagen freier
Dienſtwohnung oder entſprechender Mietsentſchädigung vor Den
Umfang jeder dieſer Leiſtungen ſtellt nicht die Stadt ſondern
die Schulaufſichtsbehörde feſt Letztere entſcheidet über Ver
weigerung von Alterszulagen und Bewilligung von Urlaub Sie
beſtimmt den Zeitpunkt der Verſetzung in den Ruheſtand die
penſionsfähige Dienſtzeit die Höhe der Penſion und dabei ins
beſondere den Wert der freien Dienſtwohnung Vorgeſetzte
Dienſtbehörde iſt nicht die Schuldeputation geſchweige der
Magiſtrat ſondern der Kreisſchulinſpektor demzufolge ſteht den
ſtädtiſchen Organen keinerlei Disziplinarbefugnis zu Wenn der
Stadt noch ein Recht zuſteht ſo iſt es rein formaler Natur
nämlich das Recht vor den Entſcheidungen der Aufſichtsbehörde
gehört zu werden oder allenfalls gegen die Entſcheidung Be
ſchwerde einzulegen Selbſt das Lehrerberufungsrecht hat hier
noch eine Einſchränkung inſofern erfahren als nach dem Urteil
des Oberverwaltungsgerichts vom 9 Januar 1900 Zentralblatt
für die Unterrichtsverwaltung 1900 S 804 die Schulaufſichts
behörde zur Berufung von Rektoren und Hauptlehrern trotz des
Widerſtrebens der Stadt berechtigt iſt Dieſe Stellungnahme
des Staates mag gegenüber ganz kleinen Städten und namentlich
den Landgemeinden ihre Berechtigung haben große Städte aber
mit ihren großen Leiſtungen und großen Geſichtspunkten für das
Volksſchulweſen nach dem Muſter der Landgemeinden zu be
handeln kann nicht dem Gedeihen des geſamten preußiſchen
Volksſchulweſens zuträglich ſein

Lebhafte Zuſtimmung

Für die kleinen Städte und vor allem für das platte Land
bringt der Staat große Opfer zugunſten der Volksſchule was
er dagegen für die größeren Städte tut wiegt bei weitem nicht
den Rechtsverluſt auf den er ihnen auferlegt Die Schul
leiſtungen des Staates ſind nur für diejenigen politiſchen Ge
meinden eine Erleichterung die nach dem Lehrerdotationsgeſetze
vom 3 März 1897 für alle Lehrſtellen den Staatsbeitrag zum
Dienſteinkommen und zur Alterszulagenkaſſe beziehen d h
welche nicht mehr als 25 Lehrerſtellen beſitzen Das ſind aber
in der Regel nur die Gemeinden mit einer Einwohnerzahl von
12,500 Für die großen Gemeinden fallen dieſe Beiträge nicht
ins Gewicht und in Anbetracht der durch das Geſetz hervor
gerufenen großen Steigerung der Volksſchullaſten ſelbſt dann
nicht wenn der dauernde Zuſchuß aus 8 27 Nr 6 des Lehrer
dotationsgeſetzes hinzutritt Bei der Reaulierung der Schulunter
haltung hat der Staat ungleich mehr das Jntereſſe der Land
gemeinden als der Städte im Auge gehabt ja zum Teil ſogar
die Leiſtungen der letzteren zum Vorteil der erſteren in An
ſpruch genommen Das Ruhegehaltskaſſengeſetz vom 23 Juli 1893
bezweckt ausſchließlich die Penſionsverpflichtungen der kleinen
Gemeinden durch die großen mittragen zu laſſen Die Stadt
Breslau z B hat für das Jahr 1904 137,600 M Beitrag zur
Ruhegeholtskaſſe des Regierungsbezirks zu leiſten Hätte ſie für
ihre Lehrerpenſionäre das Rubegehalt aus eigenen Mitteln zu
gewähren ſo würde ſie 94,600 M aufzubringen haben Die
Differenz von 43,000 M kommt im weſentlichen den Land
gemeinden des Regierungsbezirks zugute Gälte noch die Vor
ſchrift des S 26 des Penſionsgeſetzes vom 6 Juli 1885 wonach
die Penſion bis zu 600 M der Staat und im übrigen der Ver
pflichtete trug ſo würde Breslau ſogar 77,000 M weniger zu
zahlen haben Um ſoviel hat in dieſem Punkte allein die Geſetz
gebung die Lage der Stadt verſchlechtert und die Verhältniſſe
des platten Landes auf ſtädtiſche Koſten gebeſſert Ebenſo ſteht
es mit der Einrichtung der Alterszulagenkaſſe welche auf dem

durch ſtädtiſche Beamte als Kreisſchulinſpektoren für die Städte ſelben den größeren Städten nachteiligen Prinzip beruht Jhr
problematiſch geworden iſt

Sehr richtig

Nachteil wird ſich noch mehr in der Zukunft als gegenwärtig
wo ein Beharrungszuſtand der Kaſſen noch nicht eingetreten iſt
zeigen Nach Jnkrafttreten des Lehrerdotationsgeſetzes iſt eine

Nicht bloß beaufſichtigend ſondern vielmehr verwaltend iſt die außergewöhnlich zahlreiche Lehrer Penſionierung erfolgt ſo daß
Stellung welche der Staat in dem Verhältnis der Städte zu
ihren Volksſchullehrern einnimmt Er ſpricht den Lehrern die
Eigenſchaft von Gemeindebeamten ab und nennt ſie mittelbare
Staatsbeamte Von dieſem Standpunkt aus hat er ſie durch
Geſetz und Verwaltung dem Rechtsboden der Gemeinde faſt ganz
entzogen Sein Standpunkt iſt jedoch mit dem öffentlichen Rechte
nicht vereinbar Auch hier iſt es notwendig auf das Allgemeine
Landrecht zurückzugehen dasjentge Geſetz dem wir faſt allein die
wenigen klaren Rechtsgedanken des Preußiſchen Volksſchulrechts
verdanken Das Allgemeine Landrecht ſchweigt über die Beamten
ſtellung der Volksſchullehrer Gerade dieſes Schweigen aber in
Verbindung mit der Vorſchrift daß Lehrer an Gymnaſien und

waltung und die ſtädtiſche Anſtalt zur Staglsauſtalt werden anderen höheren Schulen Staaisbeamte ſind 65 II 12 ergibt
kann

Sehr richtig
ſeine Auffaſſung daß die Lehrer an den Voltsſchulanſtalten der
Schulverbände nicht Stgatsbeamte ſondern Angeſtellte der Ver

die jetzt amtierenden Lehrer im Durchſchnitt jüngeren Alters
ſind und ſich noch keiner hohen Alterszulage erfreuen Mit
fortſchreitender Zeit werden die Alterszulagen und die Beiträge
ſteigen und wenn das Dienſtalter der Lehrer wieder durch
ſchnittlich normal und damit Kaſſenleiſtungen und Beiträge
tonſtant ſein werden wird ſich endaültig feſiſtellen laſſen was
die größeren Städte zu gunſten der kleinen und des platten
Landes leiſten müſſen Jdhre Leiſtung wird ſich noch mehr er
höhen je mehr die Landgemeinden mit oder ohne Zwang die
geſetzlichen Mindeſtalterszulagen die jetzt noch bei weitem über
wiegen durch höhere erſetzen Die finanzielle Rückſicht welche
der Staat auf ländliche Schulverhältniſſe nimmt verſagt gegenüber der garoßſtädtiſchen zum größten Teile In Breslau be
tragen die Voilksſchullaſten zurzeit 4,394,000 d ſ 95 Prozent
der Staatseinkommenſteuer der Staatszuſchuß beträgt 4,08 Prozent

h



der ſtädtiſchen Leiſtung Aehnlich iſt das Verhältnis in anderen
großen Städten in Berlin überſteigt der Staatszuſchuß um
weniges 2 Prozent Die Auffaſſung mag richtig ſein daß der
Staalszuſchuß gegenüber großen Städten mit wohlhabender Be
völkerung ſich beſchränken muß Unrichtig iſt es aber daß der
Stagt für beſchränkte Leiſtungen faſt unbeſchränkte Rechte an der
ſtädtiſchen Schule in Anſpruch nimmt Der Staat erkennt an
daß die Städte für die Volksſchule materiell und ideell Anßer
ordentliches leiſten er weiß daß dieſe Leiſtungen in ihrem letzten

iele ſeiner Wohlfahrt dienen und dennoch muß man faſt ſagen
je größer die Leiſtungen ſind deſto intenſiver iſt ſeine Auſſicht
deſto eingreifender geſtaltet ſich ſeine Verwaltung

Sehr richtig
Wie ganz anders iſt ſein Verhalten gegenüber den ländlichen

Gemeinden wie ganz anders gegenüber der ländlichen Guts
herrſchaft die er im Jahre 1886 ſogar von der geſetzlichen Schul
beitragspflicht 833 II 12ALN durch einen einfachen Miniſterial
beſchluß auf ſeine Koſten befreit hat

Sehr richtig

Auch auf dem Gebiete der Schulorganiſation läßt die Staats
aufſicht der ſelbſtverwaltenden Tätigkeit der Städte wenig Raum
Nach der Jndikatur hat die Regierung das für eine beſtehende
Unterrichtsanſtalt im öffentlichen Jntereſſe Erforderliche zu be
ſtimmen und feſtzuſtellen was der Träger der Unterrichtslaſt zu
dieſem Zwecke zu leiſten und zu unterlaſſen hat Oberverwaltungs
gericht Bd 23 S 96 Demgemäß entſcheidet ſie über die An
zahl der Klaſſen einer Anſtalt und die zuläſſige Höchſtzahl der
Schüler in einer Klaſſe und zwar auf der Grundlage von
Normalbeſtimmungen die hierfür der Unterrichtsminiſter am
15 Oktober 1872 erlaſſen bat Während ſie auf dem Lande in
weitaus dominierender Weiſe die einklaſſige und die Halb und
die Dritteltags Schule zuläßt drängt ſie in den Städten auf die
Einrichtung von ſechs ſieben und achtklaſſigen Schulen Die
Städte müſſen nachgeben nicht aber immer zum Vorteil dex
Schule Jn Berlin z V hat ſich die achtklaſſige Schule nicht
bewährt Viele Kinder erreichen nicht die höchſte Klaſſe und
verlaſſen infolgedeſſen die Schule mit nicht abgeſchloſſener
Bildung die höchſte Klaſſe iſt unzureichend beſucht und der
Lektionsplan der Schule iſt mangelhaft Eine weitere organi
ſatoriſche Entſcheidung beanſprucht die Regierung über die Frage
ob jedes ſechs oder mehrklaſſige Schulſyſtem einen beſonderen
Rektor haben muß oder ob die Vereinigung mehrerer der
artiger Syſteme unter einem Rektor zuläſſig iſt An königlichen
höheren Schulen findet man vielfach das Beſtehen von Parallel
klaſſen an derſelben Anſtalt ohne daß der Staat gegen dieſe
Vereinigung der Schulſyſteme unter einen Leiter etwas einzu
wenden findet Jn den Städten dagegen iſt die Beurteilung der
Zweckmäßigkeit vereinter oder getrennter Syſteme dem Ermeſſen
der Kommunalbehörde entzogen Die Regierung entſcheidet
und darf die Trennung fordern und zwar von Schul
auſſichts wegen wie das Oberverwaltungsgericht erkannt hat
Bd 36 S 216 und nicht weil 8 2 Abſ 2 des Lehrer

beſoldungsgeſetzes getrennte Schulſyſteme vorausſetzt wie ein
Miniſterialerlaß vom 8 Dezember 1897 dekretiert hatte Die
Verpflichtung zur Uebernahme der aus der Trennung erwachſenden
Mehrkoſten unterliegt bei Weigerung der Unterhaltungspflichtigen nach den Beſtimmungen der Städteordnung und der Jnſtruktion
der Feſtſtellung durch die Beſchlußbehörden auf Grund des Ge vom 26 Jnni 1811
ſetzes vom 26 Mai 1887 Es iſt dies einer der wenigen Fälle
in denen gegen das Verlangen der Regierung die Anrufung einer Verwaltung ihres Eigentums Ueberdies macht die Jnſtruktion

f von 1817 in s 188 der Regierung zur ausdrücklichen Pflicht dieden Gemeinden zuſtehende Verwaltung von Schnulvermögen zu
anderen Jnſtanz offen ſteht

Wenn in meinen Ausführungen von den Rechten der Städte
an ihren Schulen im Gegenſotz zu den Pflichten wenig die Rede
ſein konnte ſo beruht dies zum großen Teil auf der mangel
haften Schulgefetzgebung Was in der preußiſchen Volksſchule
gilt fließt zum geringſten Teile aus einer anerkannten Rechts
quelle Das Meiſte iſt das Recht der Verwaltungspraxis Einen
klaſſiſchen auch für heute noch zutreffenden Ausdruck hat dieſem
Zuſtande die Unterrichtsbehörde im Jahre 1867 auf die Anfrage
der Breslauer Stadtbehörden nach welcher Geſetzesbeſtimmüng
ſie zu einer ihnen auferlegten Schulleiſtung verpflichtet ſeien mit
dem BVeſcheide gegeben daß die Entſcheidung nicht in den Titeln
und Paragraphen etwa des preußiſchen Landrechts wohl aber in
den von den Unterrichtsbehörden ausgeſprochenen und befolgten
Anordnungen und Beſtimmungen zu ſuchen und zu finden iſt
Alſo modernes prätoriſches Recht deſſen Schöpfungsbefugnis
ein Zweig der Staatsverwaltung in Anſpruch nimmt Auf der
der Baſis dieſes Rechts erklärt ſich manche Stellungnahme der
Aufſichtsbehörde zu den Städten ſo auch ihr Vorgehen hin
ſichtlich des Baues und der Benützung der ſtädtiſchen Schul
gebäude Nach dem Recht des Eigentums und der Selbſt
verwaltung unterſteht es dem Ermeſſen der Gemeinde ob und
wie ſie auf einem ſtädtiſchen Grundſtücke ein Schulhaus errichten
und ausſtatten will vorausgeſetzt daß ſie die bau und landes
polizeilichen Vorſchriften innehält Die Schulbauten vollziehen
ſich ebenſo ſ
verwaltung wie andere ſtädtiſche Bauten vor und während der
Bauausführung ſteht der Schulauſſichtsbehörde keine Kontrolle
und kein Anſpruch auf Vorlegung der Bauprojekte zwecks
Prüfung und Genehmigung zu
langen ſo voriges Jahr in Breslau geltend gemacht worden
Auf die ablehnende Haltung des Magiſtrats hin forderte die
Kommunalaufſſichtsbehörde die Vorlage eines von 5 bearbeiteten
Bauprojekten und erteilte ihm nach Erledigung von Moniten
die Genehmigung Der Forderung der Kommunaglaufſſichtsbehörde
kann rechtlich nicht widerſprochen werden ſie ſtellt ſich aber
nur als eine andere Form für denſelben Jnhalt dar Die
Erteilung der Genehmigung iſt überdies keine zutreffende Form
denn auch ſeitens der Kommunaglaufſichtsbehörde bedürfen
Schulbau Projekte keiner Genehmigung Wenn nach dem Erlaß
des Unterrichtsminiſters vom 20 Dezember 1902 die Be
ſtimmungen über Bau und Einrichtung ländlicher Volksſchulhäuſer
von 1895 auf ſtädtiſche Schulbanten ſinngemäße Anwendung finden
ſollen und wenn nach dem Erlaß vom 14 Februar 1893 die
Beſtimmungen über Staatsbauten vom I November 1892 tun
lichſt auf Bauten anzuwenden ſind bei denen der Staat keine
Beihilfe leiſtet aber von Aufſichts wegen einwirken kann ſo iſt
es gewiß zweckmäßig vor dem Bau das Einverſtändnis der
Auſſichtsinſtanz einzuholen Ob aber dies zu geſchehen hat muß
dem Ermeſſen der Gemeinde anheimgeſtellt bleiben ein Zwang
hierzu iſt rechtlich nicht begründet und um ſo weniger angezeigt
als die Regierung jederzeit anerkannt hat daß die Städte in
ihren Schuleinrichtungen Vollkommenes leiſten Gerade die
Freiheit von jedem Zwang und die eigene Verantwortung iſt
dem ſtädtiſchen Schulbauweſen ſegensreich geworden und hat
überall unendlich Beſſeres entſtehen laſſen als rechtlich erzwingbar
iſt Der Staat dient ſeinem eigenen Jntereſſe nicht wenn er
ohne praktiſchen Anlaß reglementierend in das opferfreudige Tun
der Gemeinden eingreift Der frühere Sengatspräſident am
Oberverwaltungsgericht Jebens ſagt in ſeinem Buche Die
Stadtverordneten S 276 daß da wo es an jedem Anhalt für
die Vorausſetzung fehlt daß die Verwaltung die geſetzlich ge
wieſenen geordneten Bahnen bereits verlaſſen habe oder doch zu
verlaſſen im Begriff ſtehe und vollends wo die Aufſichtsbehörde
allen Anlaß gerade zu der gegenteiligen Vorausſetzung hat daß
die Verwaltung allen Anforderungen entſprach Grund genug
vorliegt ſich die äußerſte Zurückhaltung auch in jedem einzelnen
an ſie herantretenden Falle aufzuerlegen und nicht ohne Not
Gebrauch zu machen von einem Rechte deſſen letzte Wurzel in
der bloßen Möglichkeit einzelner Ausſchreitungen zu ſuchen iſt
nicht etwa in einem auf ſolche bereits gerichteten Verdachte
Dieſen von einer Autorität erſten Ranges bezeugten Grundſatz
des preußiſchen Verwaltungsrechts hat die Schulauſſichtsbehörde
in dem Runderlaß des Unterrichtsminiſters vom 17 November 1903

S 597 und den darauf beruhenden Anordnungen der
inzelnen Regierungen nicht inne gehalten Die Schnlaufſichts

behörde macht generell die Benutzung der für Elemeuntarſchulen
v eſtellten oder beſtimmten Gebäude zu anderen als CElementar

mierrichtözwecken von ihrer vorgängigen Geuehmlgung abhängig l

vermögens die Regierung nicht eingreifen ſoll ſo hat ſie ſich
nach dem Sinne derſelben Vorſchrift erſt recht eines Eingriffes
zu enthalten wo wie bei den Volksſchulgrundſtücken nicht einmal

Zubehör Was hier als Aufgabe der ſtaatlichen Verwaltung des

darüber zu wachen daß die Zwecke des Unterrichts in keiner

ausſchließlich innerhalb der ſtädtiſchen Selbſt des Schulhauſes beeinträchtigt werden

Gleichwohl iſt ein ſolches Ver in das geſetzliche Recht der Stadtverwaltung ein

fehlt ſonach die Vorausſetzung daß die Städte die geſetzlich ge

Dahingeſtellt welche Vorgänge in der Berliner Stadtverwaltung
Anlaß zu dieſem Vorgehen gegeben haben mögen in keinem
Falle hat die Regierung durch den Erlaß ihrer generellen und
alle Städte treffenden Vorſchrift diejenige Zurückhaltung be
obachtet welche ihr der vorbezeichnete Grundſatz zur Pflicht macht
Einzelne Regierungen haben für die Erteilung des kirchlichen
Konfirmanden Beicht und Kommunionsunterrichts ſowie des
Fortbildungsſchulunterrichts die Genehmigung allgemein erteilt
Für weitere ſpezielle Fälle denen im allgemeinen ſtaatlichen
oder im Unterrichtsintereſſe Bedenken nicht entgegenſtehen iſt
ſtellenweiſe der Magiſtrat in Berlin die Schuldeputation wider
ruflich zur Erteilung der Genehmigung ermächtigt worden Als
Rechtsgrund ſtützt ſich die Staatsregierung auf die Regierungs
Jnſtruktion vom 23 Oktober 1817 unter Berufung auf ein Urteil
des Oberverwaltungsgerichts vom 9 Januar 1900 3 Bl 1900
S 801 ff Der Jnſtruktion iſt nicht zu entnehmen worin das
Oberauſſichtsrecht des Staates über die Schulen beſteht Die
Jnſtruktion bezweckt nicht für die Organe des Staates gegenüber
Dritten insbeſondere den Selhſtverwaltungskörpern Rechte zu
begründen ſondern wie ihr Eingang hervorhebt den Organismus
der Verwaltungsbehörden in ſich und in dem Verhältnis zuein
ander zu regeln ſie iſt eine Anweiſung zum Dienſt Gerade
der Abſchnitt um den es ſich hier handelt trägt die Ueberſchrift
Verhältnis der Kirchen und Schulkommiſſion und grenzt

inhalts des dritten Satzes die Zuſtändigkeit der letzteren von der
des Konſiſtoriums ab Demgemäß ſind die daran ſich ſchließenden
Aufzählungen nur die Grenzlinien gegen das Gebiet des Kon
ſiſtoriums und nicht der Selbſtverwaltung Die gleiche Auf
faſſung folgt aus den Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerichts
vom 19 November 1888 Bd 17 S 403 ff und vom 3 Januar
1889 Kunze und Kautz Rechtsgrundſätze Bd II S 383 ff
Auf dieſem Wege erklärt es ſich auch daß die Jnſtruktion in
S 18e und k vorſchreiben konnte der Kirchen und Schulkommiſſion
d i ſeit 1825 die jetzige Regierungsabteilung für Kirchen und
Schulweſen gebühre die Aufſicht und die Verwaltung des
geſamten Elementarſchulweſens und ſämtlicher äußeren Schul
angelegenheiten Jn dieſer Kompetenzerklärung liegt nur die
Ermächtigung diejenigen Verwaltungsbefugniſſe auszuüben
welche dem Staate im Schulweſen geſetzlich zuſtanden oder die
ihm künftig der Geſetzgeber zuweiſen werde Derartige Ver
waltungsbefnugniſſe aber hatte der Staat hinſichtlich der ſtädtiſchen
Schulgrundſtücke und räume nicht Nach der Städteordnung
von 1808 ſtand die Verwaltung der äußeren Angelegenheiten der
Schule und zu dieſen gehört die Verfügung über die Schul
gebäude ausſchließlich den ſtädtiſchen Organen zu Die
Jnſtruktion vom 26 Juni 1811 hat hieran nichts geändert Ueber
dieſen Rechtszuſtand müßte ſich die Jnſtruktion von 1817 geradezu
hinweggeſetzt haben wenn ſie die Verwaltung der äußeren
Schulangelegenheiten einem ſtaatlichen Organ hätte übertragen
wollen Das iſt um ſo mehr ausgeſchloſſen als unmöglich die
Abſicht vorgewalltet haben kann das eben erſt geſchaffene Recht
der Selbſtverwaltung im Wege der Dienſtanweiſung auch nur
zum Teil aufzuheben Die Geſetzgebung nach 1817 hat der
Regierung Verwaltungsrechte an ſtädtiſchen 3Schulgrundſtücken
nicht zugeſprochen Die Preußiſche Schulordnung von 1845 ordnet
die ſtaatliche Aufſicht über die Elementarſchulen in den Städten

Die Städteordnung von 1853 beſtätigt in
8 56 Nr 3 und s die Selbſtändigkeit der Stadtgemeinde in der

reſpektieren Wenn ſchon in die Gemeindeverwaltung des Schul

bloß Schulvermögen ſondern Gemeindevermögen in Frage ſteht
Einen die Auffaſſung des Unterrichtsminiſters begründenden
Standpunkt nimmt auch nicht die von ihm angeführte Ent
ſcheidung des Oberverwaltungsgerichts vom 9 Januar 1900 ein
Abgeſehen davon daß die Entſcheidung an ſich die hier vor
liegende Streitſfrage gar nicht berührt führt die Urteilsbegrün
dung aus daß durch die Schulaufſicht in Verbindung mit der
ſtaatsbehördlichen Verwaltung des geſamten Elementarſchul
weſens ſichergeſtellt werden ſolle daß Unterricht und Erziehung
der Jugend in körperlicher geiſtiger und ſittlicher Hinſicht
überall dem Gemeinwohle entſprechend ſich vollziehen und
ſchädliche Unordnungen und Mißbräuche welche Bildung

Sittlichkeit oder Religioſität der Jugend gefährden abgeſtellt
werden ſie erſtrecke ſich u a auch auf das Schulhaus nebſt

Elementarſchulweſens in Verbindung mit der Staatsanſſicht feſt
geſtellt wird iſt niemals beſtritten worden Der Staat hat

Weiſe insbeſondere auch nicht durch eine ſchädliche Benützung
Steht aber eine Be

einträchtigung nicht in Frage und beſchränkt die Regierung
gleichwohl die Verfügung der Gemeinden über ihre Schulhänſer
ſo geht ſie über ihre vorbezeichnete Befugnis hinaus und greift

Sie verſtößt
damit gegen dieſelbe Jnſtruktion auf die ſie ſich beruft gegen
8 8 der vorſchreibt Niemals können die Regierungen etwas
verfügen was einem ausdrücklichen Geſetze entgegenläuft Daß
abgeſehen von ganz vereinzelten Fällen eine den Unterrichts
zwecken nachteilige Benützung der Schulhäuſer in den
Städten erfolgt iſt kann die Regierung nicht behaupten Es

wieſenen Bahnen verlaſſen haben oder verlaſſen wollen und
mangels dieſer Vorausſetzung liegt das Handeln der Regierung
außerhalb der vorhin bezeichneten Zurückhaltung welche ſie
gegenüber der Selbſtverwaltung beobachten muß Die Staats
aufſicht über die Selbſtverwaltung geht auch auf dem Gebiete
des Schulweſens nicht ſo weit daß die Widmung eines ſtädti
ſchen Gebäudes als Volksſchule die Stadtgemeinde als Eigen
tümerin entrechtet und den Staat zum Herrn im Hauſe macht
Die freie Selbſtbeſtimmung und Verwaltung der Kommunen ſo
führt das Oberverwaltungsgericht Bd 23 S 102 aus wird durch
das ſtaatliche Oberaufſichtsrecht nicht weiter ausgeſchloſſen oder
beſchränkt als Gemeindeverfaſſungs oder Spezialgeſetze dies zu
laſſen Die Staalsaufſicht hat über die Wahrung des Schul
intereſſes zu wachen iſt letzteres gewahrt ſo findet das Recht der
Aufſicht an dem Rechte der Selbſtverwaltung ſeine Schranke

Sehr richtig
Jnnerhalb dieſer Grenze liegt es wenn die Regierung über

die Fälle erfolgter Benutzung von Schulränmen zu anderen als
Elementar Unterrichtszwecken Bericht erfordert außerhalb der
Grenze aber ſteht das Verlangen der zuvorigen Regierungs
genehmigung für jeden Benützungsfall Jm Gebiete der Selhſi
verwaltung kann von einem Verwalten des Eigentums nicht
mehr die Rede ſein wenn jede Verfügung über die Benützung
von ſtaatlicher Genehmigung abhängt Von dieſer Erkenntnis
ſind vielleicht diejenigen Regierungen geleitet geweſen welche
allerdings nur in unbedenklichen Fällen den Magiſtrat zu

der Erteilung der Genehmigung ermächtigten Freilich iſt es
eine ungewöhnliche Rechtserſcheinung wenn der Magiſtrat ſich
zu ſeinem Tun die höhere Genehmigung ſelbſt erteilt Unmög
lich iſt dagegen die Rechtsſchöpfung derzufolge die Berliner
Schuldeputation mit der Genehmigungsbefugnis betraut worden
iſt Das P ovinzialſchulkollegium mag hierbei an die Eigenſchaft
der Schuldeputation als Staatsorgan gedacht haben Dieſelbe
Deputation iſt aber doch mindeſtens ebenſo Organ des Magiſtrats
wenn dieſes Organ Verfügungen einer übergeordneten Behörde
und noch dazu unter Mitwirkung der Schulinſpektoren ſtädtiſcher
Beamten die Genehmigung erteilen oder verweigern ſoll ſo iſt
damit ein Rechtszuſtand geſchaffen der ohne Recht zuſtande ge
kommen iſt und das Verhältnis zwiſchen Magiſtrat und Schul

Kann nach alledem die Stellungnahme der Schnlaufſichtz
behörde in dieſer Frage nicht als ein Ausfluß des Rechts er
achtet werden ſo erweiſt ſie ſich vollends als ein Akt formaler
Machtvollkommenheit dadurch daß ein geſetzlich geordneter
Weg zur formalen Feſtſtellung der rechtlichen Ungültigkeit
fehlt Der Rechtsſchutz welchen die Verwaltungsgerichits
barkeit auch im Verhältnis von Staat und Stadt gewährt
erreicht nicht das Gebiet auf dem ſich die ſtaatliche Schul
aufſicht über die Benützung der Schulgebände betätigt
die Regierung in der Eigenſchaft als Kommnunalaufſſichtsbehörde
gehandelt ſo wäre ihr Vorgehen im Verwaltungsſtreitverfahren
angreifbar geweſen Nach Lage der Sache muß man annehmen
daß ſie dieſen Weg mit gutem Bedacht nicht gewählt hat Jſt
dem aber ſo dann verwirklicht ſich in dieſem für das preußiſche
Volksſchul und Selbſtverwaltungsrecht gleich charakteriſtiſchen
Falle das bekannte Wort Rudolf Gneiſts von der Um
kehrung der Geſetze durch die Verwaltung Dieſe Umkehrung iſt
für die Städte um ſo ſchmerzlicher als die Leiſtungen ihrer
Selbſtverwaltung gerade immer die Anerkennung der Staats
behörden gefunden haben Ein erfahrener Praktiker der frühere
Regierungspräſident v Arnſtedt ſagt im 12 Bande des Ver
waltungsarchivs S 327 daß nach ſeinen Wahrnehmungen die
ſtädtiſchen Gemeindeverwaltungen die Geſchäfte mit voller Hin
gabe und im richtigen Verſtändnis ihrer Verantwortlichkeit
ſühren überall und an erſter Stelle die Förderung der Jnter
eſſen des Gemeinweſens im Auge haben und dieſe ſich aus
ſchließlich als Direktive bei ihrem Handeln dienen laſſen Er
bezeichnet dieſe Verwaltungen ſogar meiſt als muſtergültig ünd
warnt davor daß die ſtaatliche Oberaufſicht zur Oberleitung
werde wie dies hier und da leider einzureißen drohe Soll
fährt er fort die ſtaatliche Oberaufſicht nicht unnötig hemmen
und dadurch mehr ſchaden als nühtzen dann erfordert ſie auf
Zommunalem Gebiete eine leichte ſichere und geſchickte Hand
Da eine ſolche nicht jedem eigen iſt ſo kann durch eine allzu
ausgiebige Handlung dieſer Aufſicht oft geſchadet und die be
abſichtigte Wirkung gerade ins Gegenteil verkehrt werden

Von allen Gebieten der ſtädtiſchen Selbſtverwaltung iſt keins
in ſeinen Rechten ſo unentwickelt geblieben wie das ſtädtiſche
Volksſchulweſen Die ſtaatliche Geſetzgebung und Verwaltung
hat faſt das Empfinden dafür verloren daß ihr auch in der
ſtädtiſchen Volksſchule eine Selbſtverwaltung gegenüberſteht
Wird der Staat dieſes Empfinden wiedergewinnen wenn er den
jetzt viel erörterten Plan eines Volksſchulgeſetzes verwirklicht
Sollte der Plan auf der Grundlage des vom Abgeordnetenhauſe
am 13 Mai 1904 beratenen Kompromißantrages Geſtalt an
nehmen ſo dürfen die Städte wohl nicht zu große Hoffnung
darauf ſetzen Ob die konfeſſionelle Schule geſetzlich begründet
werden ſoll oder nicht kann hier nicht erörtert werden
weil dieſe Frage vornehmlich eine politiſche iſt Es genügt
hier auf die unwiderleglichen Darlegungen Rudolf v Gneiſts
hinzuweiſen daß das preußiſche Recht die Konfeſſionsſchule nicht
kennt auch das Oberverwaltungsgericht hat ſich Gneirſts Argu
menten inſoweit angeſchloſſen daß es weder die konfeſſionelle
noch die Simultanſchule für obligatoriſch erklärt Bd 28 S 169 ff
Tatſächlich ſind in Preußen die meiſten Schulen konfeſſionell
beſonders in den Städten Für die größeren Städte würde die
Verwandlung des tatſächlichen Zuſtandes in einen rechtlichen
vorausſichtlich keine beſondere Folge nach ſich ziehen Anders
dagegen für die kleinen Städte die nur Schulen einer Konfeſſion
haben und unter Umſtänden genötigt werden könnten mit er
heblichen Opfern ihr Schulſyſtem zu zerreißen Gegen die
Uebertragung der Schulunterhaltungspflicht auf die politiſchen
Gemeinden werden die Städte an ſich nichts einzuwenden haben
weil ſie größtenteils dieſe Pflicht bereits jetzt tragen Zu er
warten iſt aber daß hierbei der Staat zur Vermeidung größerer
fingnzieller Auſwendungen ſeinerſeits den Staatszuſchuß zu den
Schullaſten denjenigen Gemeinden entziehen wird welche nicht
notoriſch bedürftig ſind Auch dieſer Ausfall würde für die
größeren Städte als nicht zu ſchwerwiegend zu ertragen ſein
wenn den Städten zierfür hinſichtlich der Rechte an ihren
Schulen ein Aequivalent oder nur dasjenige geboten würde was
ihnen nach dem Geiſte der Selbſtverwaltung zuſteht Bei der
jetzigen ſtädteunfreundlichen Stimmung iſt aber hierauf keinerlei
Hoffnung und ſo ſteht zu befürchten beſonders auch wenn noch
eine Neuregelung der Lehrerdotation einträte daß auch ein
künftiges Volksſchulgeſetz die Rechte der Städte an ihren Schulen
nicht entwickeln ſondern zu neuer Beſchränkung verurteilen wird
Wenn der frühere Oberbürgermeiſter von Berlin Zelle geſagt
hat Preußen beſitzt die beſten Schulen und die ſchlechteſte
Schulgeſetzgebung ſo iſt dieſes Wort eine zutreffende Kenn
zeichnung Der Mangel der Geſetzgebung beruht aber nicht zum
geringſten Teile darauf daß der Staat überſieht daß der Beſitz
der beſten Schulen in weitem Maße das Verdienſt der Städte
iſt Mit dürftigen Rechten ausgeſtattet haben die Städte ihr
blühendes Schulweſen in der Hauptſache aus eigener Kraft ge
ſchaffen Sie werden auch künftig an der Erkenntnis feſthalten
müſſen daß das Recht der Selbſtverwaltung vor allem die
Pflicht der Selbſthilfe iſt

Stürmiſcher anhaltender Beifall

Weitere Lokal Nachrichten befinden ſich in der 3 und
4 Beilage

Beſchwerden
über unpünktliche Zuſtellung der Sanle Zeitang bitten
wir direkt bei unſerer Hauptgeſchäftsſtelle Gr Brauhausſtraße
Nr 17 ſchriftlich oder mündlich anzubringen damit für ſofortige
Sbhilfe Sorge getragen werden kann

Für Lungenleidencle
Schwächliche Blutarme

usw von höchstem Interesse
iſt die von den Aerzten nach umfangreichſten Verſuchen und
Beobachtungen feſtgeſtellte Tatſache daß es gegen die betr
Erkrankungen z Zt kein beſſeres Kampfmittel auf dem Wege
der Ernährung gibt wie das Bioſon So berichten
Dr med Schmitt Michelſtadt 14

Tuberkuloſe mit ausgezeichnetem Erſolge angewendet Zu
nahme des Körpergewichtes Hebung des Appetites allgemeine
Kräſtigung des Geſamtorganismus wurde beobachtet

Dr med Frentzel Berlin Neue Winterſeldſtr 24 15 Sept 05
Bioſon wurde in Fällen von Bleichſucht und beginnender

Lungentuberkulofe mit ſehr guten Erſolge angewendet Zu
nahme des Kärpergewichtes Beſſerung der Blutbeſchaffenheit
Schwinden der Kopfſchmerzen u der Magenbeſchwerden wurden
beobachtet

Dr med Langenheim Nürnberg 5 September 1905Bioſon brachte bei ſchwerer Tuberkuloſe vorübergehende
Beſſerung und Appetitſteigerung Bei Blutarmmt und
Schwächezuſtänden ſtarke Appetitſteigerung Bioſon iſt alſo
ein vorzügliches appetiterregendes Kräſtigungsmittel haupt
ſächlich bei Blutarmut Appetitloſigkeit 2c der Patienten und
in der Rekonvaleszenz zu verwendendes Mittel
Erhältlich ſertig zum Gebrauch das halbe Kilo 3 Mark in

Apotheken Drogerien uſw Verſandapotheke in Halle a S
Kronen Apotheke Man leſe die Berichte der medi

depntotion unhallbar macht

u Sehr richtig

September 1905
Bioſon wurde bei Blutarmut Appetitloſigkeit beginnender

ziniſchen Zeitungen Krankenbäuſer Profeſſoren Aerzte uſw



Bekanntmachung
S feſt Kontroſl Verſammlungen 1905 im Landwehrbezirk

finden wie folgt ſtatt
Kontrollbezirk 1

Kontrollplatz Halle a S
für die in der Stadt Halle g S und den eingemeindeten Vororten Giebichen
ſtein Trotha Cröllwitz und Gut Gimritz bei Halle wohnenden Mannſchaften im

Sport Hotel zu Halle a/S Gr Steinſtraſte 27,28
Spezial WaffenGarde Provinzial Jäger Maſchinengewehrtruppen Kavallerie Feld Artil

Die
Halle a

lerie FußArtillerie Pioniere Eiſenbahn Telegraphen und Luftſchiffer
truppen Provinzial Train Militärbäcker Krankenträger Sanitäts
perſonal mit Ausnahme der Unterärzte und Unteropotheker
Veterinärperſonal ſonſtige Mannſchaften Feuerwerks und eug Unterperſonal
ZahlmeiſterAſpiranten Büchſenmacher Büchfenmachergehilfen Oekonomie
Handwerker Arbeitsſoldaten Marine
Am 7 November 1905 voxuitage Uhr für den Jahrgang 1898

2n

S z nachmittags 1900S 4 vormittags 8 e 19019 z 10 die Mannſchaften des Jahrganges 1902 deren Namen mit den Anfangsbuchſtaben A LK
beginnen

Am 9 November 1905 nachmittags 1 Uhr für die Mannſchaften des Jahr
ganges 1902 deren Namen mit den Aufangsésbuchſtagen L Z
beginnen

Am 10 November 1905 vormittags 8 Uhr für die Mannſchaften der Jahr
gänge 1903 1904 und 1905 deren Namen mit den Anfangsbuchſtaben
A beginnen

Am 10 November 1905 vormittags 10 Uhr für die Mannſchaften der Jahr
gänge 1903 1904 und 1905 deren Namen mit den Anfangsbuchſtaben
L beginnen

Provinzial Jnfanterie
Am November 1905 vormittags 8 Uhr für den Jahrgang Du

89101 2 J 19005 ID16 nachmittags 1I I r II1 vormittags s 1901I17 10 die Mannſchaften des Jahrgangs 1902 deren Namen mit den Aufangsbuchftaben Am I
beginnen

Am 17 November 1905 nachmittags 1 Uhr für die Mannſchaften des Jahr
gangs 1902 deren Namen mit den Anfangsbuchſtaben L Z
beginnen

Am 18 November 1905 vormittags 8 Uhr für die Mannſchaften der Jahr
gänge 1903 1904 und 1905 deren Namen mit den Anfangsbuchſtaben
A beginnen

Am 18 November 1905 vormittags 10 Uhr für die Mannſchaften der
Jahrgänge 1903 1904 und 1905 deren Namen mit den Anfangsbnuch
ſtaben Z beginnen

Für die Offizier Aſpiranten Unterüärzte und
Unteraputheker

Am 11 November 1905 vormittags 10 Uhr ſür ſämtliche Offizier Aſpi
ranten aller Waffen Unterärzte und Unterapotheker aus den Kontroll
Bezirken 1 und 3 aller Jahrgänge der Reſerve

Die Offizier Aſpiranten Unterärzte und Unterapotheker welche in den
Ortſchaften der Kontrollbezirke 2 und 4 wohnen haben wie die übrigen Mann
ſchaften auf den vorgeſchriebenen Kontrollplätzen der Kontroll Verſammlung
beizuwohnen

Kontrollbezirk 2
Kontrollplatz Alsleben a S Gaſthof zur neuen Sonne

Am 6 November 1905 vormittags 11 Uhr für ſämtliche Jahresklaſſen und
Waffengattungen der Reſerve aus den Ortſchaften Alsleben a
Beeſedan Beeſenlaublingen Belleben Cuſtrena Mucrenag mit Zwei
hauſen Neu Beeſen Poplitz Strenznaundorf und Haus Zeitz

Kontrollplatz Cönnern g S Gaſthof Zum Ring
Am 7 November 1905 vormittags 9/2 Uhr für ſämtliche Jahresklaſſen und

Waffengattungen der Reſerve ans den Ortſchaften Bebitz Brucke
Cönnern a Dalena Dornitz Garſena Gnölbzig Golbitz Hochedlanu
Kirchedlau Lebendorf Mitteledlanu Mödewitz Nelben Rothenburg
Sieglitz Trebitz b Trebnitz Unterpeißen und Zellewitz

Kontrollplatz Wettin Gaſthof zum Prinzen von Prenuſzen
Am 8 November 1905 vormittags 9 Uhr für ſämtliche Jahresklaſſen und

Waffengattungen der Reſerve aus den Ortſchaften Dobis Döblitz
r mtis b Mücheln Raunitz Trebitz b Wettin und

aſchwitz
Kontrollplatz Neutz Gaſithof zum Sattel

Am 8 November 1905 nachmittags 2 Uhr für ſämtliche Jahresklafſſen und
Waffengattungen der Reſerve aus den Ortſchaften Deutleben Dom
nitz Görbitz Lettewitz Nauendorf a P und Neutz
Kontrollplatz Löbejün Gaſthof zum Schützenhans

Am 9 November 1905 vormittags 10 Uhr für ſämtliche Jahresklaſſen und
Waffengattungen der Reſerve aus den Ortſchaften Kaltenmark Kroſigk
Merbitz Löbejün Prieſter Schlettau und Wieskau

Kontrollbezirk 3
Kontrollplatz Wallwitz Gaſthof zur Birke

Am 10 November 1905 vormittags 88 Uhr für ſämtliche Jahresklaſſen und
Waffengattungen der Reſerve aus den Ortſchaften Beiderſee Dachritz
Frößnitz Gutenberg Groitzſch Lehndorf Löbnitz a/G Merkewitz Morl
Möderau Nehlitz Petersberg Räthern Sennewitz Sylbitz Teicha
Trebitz a/P Wallwitz und Weſtewitz

Kontrollplatz Niemberg am Bahnhofe
Am 11 November 1905 vormittags 10 Uhr für ſämtliche Jahresklaſſen und

Waffengattungen der Reſerve aus den Ortſchaften Brachſtedt Braſch
witz Dammendorf Eismannsdorf Gödewitz Harsdorf Hohen Hohen
thurm Jnwenden Niemberg Obermaſchwitz Oppin Oppin Freiheit
Plößnitz Pranitz Rabatz Roſenfeld Schwerz Spickendorf Unter
maſchwitz und Wurp

Kontrollplatz Ammendorf Gaſthof zum Adler
Am 13 November 1905 vormittags 10 Uhr für ſämtliche Jahresklaſſen und

Waffengattungen der Reſerve aus den Ortſchaften Bruckdorf Döllnitz
Lochanu Oſendorf und Planena

Am 13 November 1905 mittags 12 Uhr für ſämtliche Jahresklaſſen und
Waffengattungen der Reſerve aus den Ortſchaften Ammendorf Beeſen a
Burg i Aue und Radewell

Kontrollplatz Dölan Reſtaurant zum Heideſchlöſtchen
Am 14 November 1905 vormittags 102, Uhr für ſämtliche Jahresklaſſen und

Waffengattungen der Reſerve aus den Ortſchaften Dölau Lettin Lieskau
Schiepzig und Salzmünde

Am 14 November 1905 mittags 12 Uhr für ſämtliche Jabresklaſſen und
Waffengattungen der Reſerve aus den Ortſchaften Brachwitz Friedrich
ſchwerz Granau Nietleben und Zſcherben

Kontrollplatz Halle a/S Sport Hotel Gr Steinſtraſze 27/28
Am 15 November 1905 vormittags 8 Uhr für ſämtliche Jahresklaſſen und

Waffengattungen der Reſerve aus den Ortſchaften Böllberg Burg bei
Reideburg Büſchdorf Capellenende Canena Crondorf Diemitz Klein
Kugel Mötzlich Peißen Reideburg Seeben Sagisdorſ Stichelsdorf
Schönnewitz Tornau Wörmlitz und Zöberitz

Kontrollplatz Gröbers im Gaſthofe
Am 15 November 1905 vormittags 11 Uhr für ſämtliche Jahresklaſſen und

Waffengattungen der Reſerve aus den Ortſchaften Benndorf b/Gröbers
Bennewitz Dieskau Gottenz Groß Kugel Gröbers Osmünde Pritſchöna
Schwoitzſch Weſenitz und Zwintſchöna

Kontrollbezirk 4
Kontrollplatz Helbra Gaſthof Zum KronprinzAm 6 November 1905 vormittags 9 Uhr für ſämtliche Jahresklaſſen der Re

ſerve der Provinzigl Jnfanterie aus Helbra
Ant 6 November 1905 vormittags 10 Uhr für ſämlllche Jahresklaſſen der

Reſerve der Spezial Waffen ans Helbra und e h dige ſen
und Waffengattungen der Reſerve aus der Ortſchaſt Benndorf b M

Kontrolblatz Eisleben für die Stadt WieſenhansAm 7 November 1905 vormiltags 8 Uhr für di 7 enhans

Am 7 November 1905 vormittags 10 Uhr für die gkl1904 und 1905 aller Waffengattungen als Cigleregſen 1901 1902 1903

Kontrollplatz Eisleben für das Land WieſenhanusAm 7 November 1905 mittags 12 Uhr für ſämtliche S efäq und
e R an Ortſchaften Aebtiſchrode Biſchof

rode Helfta Holzzelle Hübitz Lüttchendorf Oberrißdorf terrißVolkſtedt Wimmelburg Wolferode und ort Ruterrtßdarh
Allgemein zu beachtende Beſtimmungen

1 Zur Herbſtkontrollverſammlung haben zu erſcheinen Die Reſervieinſchlieſzlich Dispoſitions Urlauber und die zur See
Erfatzbehörden entlaſſenen Mannſchaften ſowie die danernd Halb
invaliden mit ihrem Jahrgang und WWaffe Welcher Jahresklaſſe jeder
einzelne angehört iſt auf dem Deckel des Militärpaſſes zu erſehen

Ganz Jnvaliden ſowie Jnvaliden welche anf Zeit anerkannt
ſind erſcheinen nicht zur Kontrolle

Beſondere Geſtellungsbefehle werden nicht ausgegeben vielmehr iſt jeder
Kontrollpflichtige lediglich infolge dieſer Bekanntmachung zum Erſcheinen
verpflichtet

2 Die im Frühjahr dieſes Jahres von der Kontroll Verſammlung entbunden
geweſenen Mannſchaften der Land bezw Seewehr 1 Aufgebots Jahrgang 1893
werden behufs Ueberführung zum 2 Aufgebot durch beſondere Geſtellungs
befehle zur Kontroll Verſammlung beordert

3 Unentſchuldigtes Ausbleiben oder Geſtellung auf einem anderen Kon
trollplatze bezw zu anderer Zeit als befohlen hat die geſetzliche Strafe zur Folge

4 Bei den Kontrollen werden die Kriegsbeordernngen und Paßnotizen
geprüft Leute welche dieſelben vergeſſen oder einen Verluſt dem Hauptmelde
amt nicht gemeldet haben werden beſtraft Diejenigen Mannſchaften welche
mehr als eine Kriegsbeorderung in Händen haben ſind verpflichtet dies ſo
fort dem Hauptmeldeamt zu melden

5 Auf die ſofortige Meldung der eingetretenen Wohnungs
Veränderungen wird hingewiefen

Halle a/S den 14 Oktober 1905
Königliches Bezirks Kommandv

Jnvalidenverſichernng
Reviſton der Quittungskarten

Der Unterzeichnete wird die Entrichtung der Beiträge zur Jnvaliden
verſicherung in der Stadt Halle und zwar
am Montag den 6 November 1905 von vormittags l/21 0 Uhr ab

Ankerſtraße Domplatz Domſtraße Haſenſtraße Holzplatz Packhofsgaſſe
Pulverweiden Wieſenſtraße
am Dienstag den 7 November 1905 von vormittags l 10 Uhr ab

Flutgaſſe Grafeweg Hackehornſtraße Große Klausſtraße
am Mittwoch den 8 November 1905 von vormittags l/210 Uhr ab

Kleine Klausſtraße Kleinſchmieden Kübier Brunnen Nicvolaiſtraße
am Donnerstag den 9 November 1965 von vormittags e 10 Uhr ab

Mansfelderſtraße An der Schwemme
am Sonnabend den 11 November 1905 von vormitt 10 Ubr abBärgaſſe Olegxinsſtraße Salzarafenſtraße Salzſtraße
an Montag den 13 November 1905 von vormittags /210 Uhr ab

Schlamm Talamtſtraße
kontrollieren

Zu dieſem Zwecke ſind gemäß 8 1 der Kontrollvorſchriften der Landes
Verſicherungs Anſtalt Sachſen Anhalt die Quittungskarten Aufrechnungs
beſcheinigungen Dienſt und Arbeitsbüchex ſowie Kraukenkaſſen LAnsweiſe
ans denen bervorgreht zu welcher Klaſſe jeder der Verſicherten ſtenert
bereit zu halten

Diejenigen Arbeitgeber und die am Revifſionstage beſchäftigungsloſen
Verſicherten welche bei der Reviſion nicht anweſend ſein und ſich auch nicht
durch eine erwachſene mit den Arbeits und Lohnverhältniſſen der Verſicherten
vertraute Perſon vertreten laſſen können haben die Quittungskarten ſpäte
ſtens am Reviſionstage bis 9 Uhr vormittags in meinem Burean
Richard Wagnerſtraße 60 II niederzulegen

Schmidt Landesſekretär ſtellvertretender Koutrollbeamter
der Landes Verſichernngsanſtalt Sachſen MAnhalt

Bekanntmachung
1 Das Städtiſche Muſenm im Eichamtsgebäude am Großen Berlin

iſt täglich unentgeltlich geöffnet und zwar an Wochentagen von 11 bis
1 Uhr und Sonntags von 11 bis 2 Uhr

2 Das nene Städtiſche Muſenm in der Moritzburg iſt bis auf weiteres
unentgeltlich geöffnet Mittwochs von 11 1 Uhr u Sonntags von 11 2 Uhr

Außerhalb dieſer Befüchszeiten kann das Muſenm in der Moritzburg
und der der Stadtgemeinde gehörige Teil der Burgruine gegen ein Enigelt
von 50 Pfg für die Perſon beſichtigt werden

Von Vereinen wird wenn mehr als z10 Perſonen das Muſeum beſich
tigen wollen ein Eintrittsgeld von 20 Pfg für die Perſon erboben Schul
klaſſen haben pro Schüler 10 Pfg und die ſie begleitenden erwachſenen Per
ſonen 20 Pfg zu zahlen

Eintrittskarten ſind bei dem Muſenumsdiener Weber
Lazarettgebände auf der Moritzburg zu löſen

Halle a den 30 Auguſt 1905
Der Magiſtrat v Holly

im ehemaligen

Im Handelsregiſter Abteilung Abel
Nr 539Firmg Plötzſche Buchdruckerei
Curt Nietſchmann Halle g S iſtheute eingetragen worden Juhaber
jetzt verwitwete Frau Margarethe
Nietſchmaunn geb Ochſe Halle a S
Die Firma lautet jetzt Curt Nietſch
mann Plönzſche Vuchdruckerei Die
Prokurg der Frau Nietſchmann Mar
anrethe geb Ochſe iſt erloſchen

Halle a/S den 31 Oktober 1905
Königliches Amtsgericht Abtl 19

Im Genoſſenſchafſtsregiſter betreffend
Einkaufszenoſſenſchaft der Barbier
und Friſenr Junnng eingetragene
Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haft
pflicht zu Halle g iſt heute folgendes
eingetragen An Stelle von Otto
Schönemann iſt Wilhelm Ram
melt in Halle a S als Vorſtands
mitalied gewählt

Halle o/S den 31 Oktober 1905
Königliches Amtsgericht Abt 19

Die Abfuhr des in den Ställen
Buchten und auf den Rampen des
Güterbahnhofes Halle a Saale auf
kommenden Viebdüngers ſoll öffentlich
vergeben werden Die Ansſchrei
bungsunterlagen liegen im Bureau
der unterzeichneten Betriebsinſpektion
Delitzſcherſtr 92 werktäglich von 9 bis

2 Uhr zur Einſichtnahme aus können
auch von dieſer gegen porto und veſtell
geidfreie Bareinſendung von 20 Pfg
bezogen werden ſoweit der Vorrat
reicht

Angebote ſind auf dem vorgeſchrie
benen Vordruck verſiegelt und mit der
Aufſchrift Angebot auf Dungabſuhr
ſpäteſtens bis zum Verdingungstermin
am 26 Nov 1905 vorm 11 Uhr
porto und beſtellgeldſrei einzureichen
Zuſchlagsfriſt 2 Wochen
Halle o/Snale den 3 Novbr 1905
Kgl Eiſenbahn Betriebsinſpektion 2

Am tion
Dienstag den 7 d Mts6 vorm

10 Uhr verſteigere ich Göbenſtr 13
im Hof einen Poſten gebr Möbel als
diverſe Sofas Tiſche Spiegel Büßſfetts
Kommoden Vertikos Schränke Bett
ſtellen mit Matratzen Stüble Waſch
tiſche mit Marmorplatten Laden Ein
richtung in Neuſilber e

Beſichtigung von 8 Uhr morgens ab
Halle g/S den 4 November 1905

Lichbau Kreistaxator

Große JuventarAuktion
in Zützſchdorf

l0 Minuten von Station Wernsdorf
der Merſeburg Müchelnſchen Babn

Freitag den 10 November 1905
von vormittags 10 Khr anſoll wegen Aufgabe der Wirtſchaſt das

zum Gute Nr 8 in Zützſchdorf gehörige
lebende und tote Jnventar wie

2 ſtarke Arbeitspferde 8 Kühe
2 Bullen 7 Schweine 2 Mähmaſchinen 1 Drillmaſchine eine
Hackmaſchine Dreſchmaſchine eine
Schrotmühle 2 Wflüge 1 Kartoffel
pflug 6 Eggen 1 Jgel l Dreichar 1 Ringel 1 Glieder und
1 Cambridge Walze 1 Heuwender 2 Krimmer 4 verſchied

Wagen 1 Mübenheber l Jauchen
pumpe 1 Janucheufaß 3 Schleupp
harken 1 Kartoffeldämpfe eine
Zenutrifnge eine Kartoffelguetſche
Rübenſchneidemaſchine Getreide
reinigungsmaſchine väckſel Ma
ſchine Buttermaſchine Waſchmaſchine verſchiedene Geſchirre
und div kleinere landwirtſchaftliche
Gegenſtände

öffentlich meiſtbietend gegen Barzab
lung verſteigert werden

Merſeburg den 24 Okt 1905
Vriod H Runth

2 T

Bekanntmachung
Nachdem die neue Straße 2Z welche nahe der Berlinerſtraße in nördlicher

Richtung abzweigt ordnungsmäßig ausgebaut und im Anſchluß an diefelbe
bis an den weiter nördlich etwas tiefer gelegenen Feldweg nach dem Birk
bahn ein mit Kopſſteinpflaſter verſehener Verbindungsweg hergeſtellt worden
iſt wird der über das Grundſtück Berlinerſtraße Nr 10 ſührende in der
Bekanntmachung vom 8 Novbr 190 bezeichnete Erſatzweg wieder eingezogen

Halle a den 1 November 1905
Die Polizei Verwaltung
Bekanntmachung

Es wird hiermit zur öffentlichen Kenntnis gebracht daß der bisherige
Müblrain den Namen

Julius Kühnstrasse
erhalten hat

Halle ga/S den 1 November 1805
Die Polizei Verwaltung
Bekanntmachung

Auf der Banſtelle ſür die nene Oberrealſchule an der Adolfſtraße
können bis auf weiteres an der dort bezeichneten Stelle Boden und Schutt
maſſen gbgeladen werden Die Anlieferung von Aſche und Müll iſt aus
geſchloſſen

Für die zweiſpännige Fuhre ſind 50 für die einſpännige 30 Pfennig Ab
ladegebühr zu entrichten Die bezüglichen Marken ſind vorher in der Stadt
hauptkaſſe zu löſen

Halle a den 11 Oktober 1905
er Stadibanrat RehorſtRypotheken Kapitaſſen

auf Häuser und Aeeker sind unter günstigsten Bedin
gungen auszuleihen dureh

EB V BB a e
Halle a s Leipzaigerstr 30

III
Grundſtücke in beliebiger Größe für
Wohnhäuſer und indnuſtrielle Anlagen

auf Wunſch mit Bahnanſchluß an den Rangierbabhnhof Halle S preis
wert zu verkanfen Anfragen an unſeren Verwalter Hrn Kudolph
Diemitz Halle Wilhelmſtraße 10

Halleſche Bahn u Terraingeſellſchaft

t cdhhhehqhdg t cEinfamilienhaus mit Garten Friedenſtr 24 enthaltend6 Zi r Mädchenkammer ade Beraunoe für 27,000 Mk zu

verkaufen Näh Friedenſtr 22 oder Albrechtſtr 43 I

e EIUGGWWWV CCE III

Beſonderer Verhältniſſe halber zu
verkaufen in großem Kirchdorfe
Schleſiens ein ſelten

ſchönes Gut
von über 200 Morgen faſt durchweg
weizen und kieeſähig mit gutem
Wieſenverhältnis Gebäude und Jn
ventar tadellos Wohnhaus mit hüb
ſchein Garten herrſchaftlich aber doch
gemütlich Für jungen fleißigen Land
wirt eine geſicherte Zukunſt kann aver
auch als Ruheſis benutzt werden
Sichere Hypotheken zu billigen Zinſen
Preis 85 000 Mark Anzahlung 20 bis
25 000 Mk Ernſte entſchloſſene Känfer
werden um alsbaldige Beſichtigung
gebeten und erfahren Näberes unter

204 in der Zimmerimmann
ſchen Vuchhandlung Glogan

D 33Hausgrundſtück
mit Garten Mitte der Stadt zu 6
verzinslich gegen e
wegzugshalber zu verkanfenOfferten unter c 3163 an
Rudolf Mosse Halle a S
3 s mit großem Hof undWohnhaus Niederlags Räumen

Nähe ralen und Bahn preis
wert zu verkanfenOfferten unter z 3116 an
Rucdloiff Hosse Halle S

Suche
ſolid gebautes tag

mit geteilten Etagen h kaufen
Siidviertel bevorzugt Offerten unter
O0 847 an die Exved tion

hübſches

Baultellen Dölan
i önſter Lage am Walde pere 360 n zu verk Näh d

nlius BRecker Martinsberg 9

10 11,000 Marl
zu 590 auf ſichere zweite Hyvothek ar
Eckbhans geſucht Off unter K
3144 n Rud Mosseé valle S

36 40,000 Mk
zur J Hyp auf ſchuldenfreies Grundſt
geſucht Angebote unter R n 3150
an Rudolf Mouse Halle



Kndet wie bisher statt
4

Blektrotechnisches Bureau Halle S
der FIaschinenſabrilc EsslimgenTelephon 1848 Magdeburgerſtraſie 45Licht n Kraftanlagen im Anſch wut an die ſtädt Elektrizitätswerhker inen und i oren von höchſtem Nutzeffekte

GElektriſch angetriebene Pumpen Krane Aufzüge Spills Drehſcheiben
Schiebebühnen

Elektriſch antomatiſche Bierdruckregler
Spezialantriebe für FEuchdrugpreſſen und ſArbeitamaſchinen

Neviſiousſtelle der Vereinigung deutſcher Fenerverſichernngs GeſcllſchaftenKoſtenloſe Ansarbelinns vgr Veranſchlägen und Projekten

eſt e eferenzen

Leo Peger Co zu Ammendor z ne a 5
D ampfkesselfabrik Bassinbau Blechschweisserei

liefert als Spezialitüten

Ilochdruck Dampfkesselanlagen Geschweisste Blecharbeiten

in modernster Ausführung aller Art
mit regulierbaren Dampfkfüberhitzern und Vorwärmern
zur Ausnutzung der Abgase und des Abdampfes sowie

Wasserreinigungs Anlagen

e HUHyädraulische Nietung
Proisermässgung Projsermässi gungo u Brennspiritus 10 pt

S

Original Literflaschen mit Patentverschluss

Komplette
Petroleum Stationen

mit Tanks bis 10 Millionen Liter Inhalt

e

Der Verkauf im Ausschnitt an rivate etc
u Fenster Spiegel Rohglas Leisten und Rahmen

W Arnause Glas Hnandliung Brüderstrasse No 1I3

Ronl We 30 Pf 9S o pro Literflasche ea l Glas
Vol 90S d n 33 Pf pro Literflasche ca 9 CxCl Glas

S z in e in Halle und Umgebung über 400 Verkaufsstellen

Spiritus Verwerthung G m b Berlin W
e S S e 2 g r g z4 5 S r r h 3 J ae e e ehee e e e

SLAMNMNOMN BI
Herrenzimmer Kanzlei und Bureau
Möbel und Rinrichtungen
Nur erstklassige Fabrikate
Erste und älteste Firma dieser Branche in Europa

e

4

r Se R S
u neaenhneS t

S

I Serlacht
A Ebermann

Halle a Gr Steinſtr 84
enipſtehtt Höchste Auszeichnungen auf allen Ausstellungen

S Reform Goldene Medaillen Paris 1900 und St Louis 1904
Centrale Berlin Leipzigerstr 1261 Iift

PD, ün I Kataloge gratis und frankoBeinkleide

in 2200S 4 inotr aS Tufkot Cheviot S G A W II Gr Steinstrasse 69
S Loden augmg grösstes Spezialgeschäft für Ferne
S 2 emytieuit Nenneitten tur Brandmalerei u Tiefhrand
S Luſſre Zanella Hach n Kerbsehnitt Bronnapparato vie
S Sctlin Leinen alle Materialien für Künstler u Dilettanten Arbeiten

F BVtthſ Scide Z Ausverkanf nta et hjljgen Preiven

W m ſ w Am heutigen Tage eröffnete ich Geiſtſtraße 59/60 ein
C S S S r JF x nn T Fisch Spezial Geschaft

Ich empfehle in lebendfriſcher Onalität
a Schellſseh 35 grosso Rotzungen 45Ia vo n 5 c 25ferner fr geränchertehoehf Kieler Sprotten Buer Lachs Aale ete

A Struhbe Geiſtſtraße 5960
Metzgerschmalz ort re neeriſcbes

mit feine Griebengeſchmack in emgillierten Viechgeſäßen als
imer s 12035 b ſowie in 10 Pfd DoſenRNinghafen S à A 650 z Nachn od Vorſchuß

Alte Zahngebisse
je älter dieſelben ſind deſto lieber
kaufe ich ferner alte Portepees von
Poſt und Stener Begmten und bin
dieſe Woche nur vormittags von
8 10 Ubr in meiner Wobnung
anzutreffen

Hademar Reiter
Fleiſcherſtraße 42 mur 42 I

Komme aber quch auf Poſtkarte gern
ſelbſt ins Haus

Feld u Kleinbahnen

Georg Otto Schneider
Leipzig Eutritzſcher Strren Vater el 4315

Schwenkkeſſel z 30 40 60 W Reuvlen grFeigeunſel irchbeimTeck L 1 Wirtaſſertowf 2 20 40 l In Holzgeb Pretisl z Dienſt
achnahmegebübren werden ſofort vergütet
e Anerkennungssehreibhen

3000 Stück Apfellänme
für Straßen und Plautagenpflanzung beſtgeeignete Sorten magQuiglität billigſt abzugeben Heise v enie

Ernst Haassengier Co
Bankgeschätt Halle a S

empfehlen ihre Dienste für alle bankgeschätftl Transaktionen
u a für

An u Verkauf v Effekten Diskontierung
guter Wechsel Inkasso Konto Korrent

Depositen Check u Lombard Verkehr
IIypotheken Verkehr

Kostenfreier Verkauf bis 1914 unkündbarer sicherer
33 34 u 49 iger Hypotheken Pfandbriefe

Hermann Arnhold Co
Bank Kommangdit Gesellschaft

Alte Promenade 3 Halle S Alte Promenade

Bankfach schlagendenVermittlung aller in das
Geschäkte

Annahme von Bareinlagen zur Verzinsung auf
Rechmungsbuch Depositen oder Check Konto

Aufbewahrung von Wertpapieren und Wertgegen
ständen als offene und geschlossene Depots in unserer
feuer und einbruchsicheren

Stahlkammer Anlage
Verummietung eiserner Schrankfächer unter eigenem Ver

schluss der Mieter

r W 7e Pfiano Magazin eAlleinverkaufrf der Flügel und Pianos von h
O Fochstein ornnekärteat

Th Steinweg Nacht Grotrian
W Spaethe Gebr Zimmermann u s W

Reinhold Koch Ilofmusikalienhandlung
Alte Promenade Ia Gegründet 1851 e 7

C P fie

Kampmanns Patent re
Wassermotor

Waschmaschine
wird dareh den Druek der Hauswasser die
leitung getrieben und arbeitet vollsindig Al
selbsttätig Die Maschinse nimmt nicht ſtemehr Raum ein als eine Handwasech ermaschine ſoZuverlässiger sparsamer ZuBetrieb Glünzend bewührt dee vielfach prämiiert Vee en e In Tätigkeit zu sehen bei deHaus und DERGeMS ehengerite oststr A I

ha

H LAN mHEiNRIiC Z Aen mVerkaufe eI 7 ein1902 1116 dieS 1908 1240 Se 1904 1349 mDieser ständig 1v wachsende tAbsat e
bestätigt die Vorzüge der Lanz schen Lokomobilen

Filialge BERLIN W 8 Friedrichstraße 186

Was Ia ma hin en
erstklassige deutsche Pabrikate

von M 50,00 an liefert
Aug Becer Er Ulrichstrasse 36

Wringmaſchinen von M 10,00 an rſatzzvalzen billlgſtwelkkeate für alle Syſteine Nä maſchinen und ber ekeratvt

Montag den 6 d Mts habe ifriſchen Transport voligte ger e ich wieder einen

prima belgiſcher Pferde
zum Verkauf ſtehen

Ohr d örber
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